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1. Allgemein 
 

1.1. Lage des Planbereiches im Stadtgebiet 
 

Der Ortsteil Höfen befindet sich ca. 3,6 km südwestlich des Stadtzentrums von Herzo-
genaurach. Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz ist durch die von Nord nach 
Süd durch den Ortsteil verlaufende Kreisstraße ERH 13 gegeben. Das Planungsgebiet 
dieser Einbeziehungssatzung in Höfen liegt am nordöstlichen Siedlungsrand des Ortsteils.  
 

 

Abb. 1: Lage des Planungsgebietes, rot gestrichelt umkreist 
Luftbildaufnahme aus dem Bayernatlas, 2024, ohne Maßstab 

 
 
1.2.  Planungsgrundlagen, Anlass, Planungsziele und Abgrenzung des Planungs-

gebietes 
 

Gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB können Gemeinden durch Satzung einzelne Außenbe-
reichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einbeziehen, wenn die einbe-
zogenen Flächen durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entsprechend 
geprägt sind (Einbeziehungsatzung). Die Einbeziehungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 
BauGB soll es der Gemeinde in einfach gelagerten Fällen ermöglichen, schnell und ohne 
aufwendiges Verfahren Baurecht zu schaffen. 
Ziel der vorliegenden Satzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB ist die Einbeziehung der in 
der Planzeichnung dargestellten, im Außenbereich liegenden Grundstücke in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil Höfen. 
 
Durch die Einbeziehung wird diese Fläche dem grundsätzlich bebaubaren Innenbereich 
des Ortsteiles Höfen zugeordnet und mit Rechtswirksamkeit der Satzung entsprechendes 
Baurecht geschaffen. Anlass ist der Bedarf für eine gewerblich genutzte Lagerhalle im 
räumlichen Zusammenhang eines bereits bestehenden örtlichen Haustechnikbetriebs als 
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notwendige Erweiterung für die zukunftsgerechte Betriebsentwicklung. Diese kann nicht 
auf dem vorhandenen Betriebsgelände in der Ortsmitte Höfens aufgrund fehlender Grund-
stücksverfügbarkeiten stattfinden. Das Hauptproblem des Betriebs sind die fehlenden La-
germöglichkeiten am bestehenden Standort. Im vorliegenden Fall konnte der Eigentümer 
des Gewerbebetriebs die Erweiterungsfläche mit Zufahrt erwerben. 
 
Darüber hinaus sollen für eine sinnvolle Ortsabrundung des Siedlungskörpers auch ver-
bleibende Flächen für eine wohnbauliche Ansiedlung im insgesamt gemischt genutzten 
und dörflich geprägten Gebiet zur Verfügung stehen.  
 
Damit soll auch eine Ortsabrundung mit Ortsrandbildung nach Norden hin entwickelt wer-
den. 
 
Die Stadt Herzogenaurach verfolgt das städteplanerische Ziel – zusätzlich zu Baugebieten 
im Bereich des Hauptortes – auch in den Ortsteilen kleinräumig vorhandenen Betrieben 
Erweiterungsmöglichkeiten zu schaffen sowie kleinflächig bauliche Erweiterungen zu er-
möglichen, die jedoch den vorhandenen Strukturen des Ortsteils entsprechen. Grundsätz-
lich kann somit auch im kleinräumigen dem angespannten Wohnungsmarkt entgegenge-
wirkt werden.   
 
Dies ist der Anlass für die Aufstellung der vorliegenden Einbeziehungssatzung. Um hin-
sichtlich der zulässigen Bebauung positiv steuernd einzugreifen, sollen für die überbauba-
ren Grundstücksflächen einzelne bauliche und grünordnerische Vorgaben festgelegt wer-
den. Hierdurch wird die Satzung nicht nur dem erforderlichen naturschutzrechtlichen Aus-
gleich, sondern auch den Anforderungen an einen schonenden Umgang mit Grund- und 
Boden, dem Klimaschutz und der verträglichen Einbindung in das Orts- und Landschafts-
bild gerecht.  
 
 

Im Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung „Höfen Nord“ liegen die Flurnummern 362 
(Teilfläche), 362/3, 362/4, 362/5, 362/6 (Teilfläche) sowie die Flurnummer 362/7 (Teilflä-
che), Gemarkung Zweifelsheim. 
 
Der Geltungsbereich umfasst rund 5.360 m², wobei ein nicht unerheblicher Teil der Fläche 
private Verkehrsfläche ist. Der genaue Geltungsbereich der Satzung ist der Plandarstel-
lung zu entnehmen. 
 
 
2. Beschreibung des Plangebiets und angrenzender Bereiche 
 
2.1. Städtebauliche Situation, derzeitige Nutzung, eventuelle Planungsrestriktionen 
 

Das Planungsgebiet ist derzeit teils landwirtschaftliche Fläche, teils Gartenfläche (Wiese, 
Hecke) und teils ein Flurweg als bereits bestehende Zufahrt zum Gartengrundstück sowie 
zu den rückwärtigen Bereichen der Fl.-Nr. 362, aber auch zu einem bestehenden Wohn-
haus auf Fl.-Nr. 362/4 südlich des Geltungsbereichs.  
 
Die überplanten Grundstücke grenzen im Norden und teilweise im Osten an die freie Land-
schaft. Im Westen verläuft in einer Entfernung von etwa 45 m die Kreisstraße ERH 13. 
Dazwischen befindet sich der rückwärtige Teil eines landwirtschaftlichen Hofgrundstücks. 
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Südlich grenzen die Planungsgrundstücke an bestehende bauliche Strukturen an. Der öst-
liche Planbereich war teilweise als Gartengrundstück mit Einzelbäumen und Hecken ge-
nutzt, sodass im Bestand bereits eine gewisse Eingrünung vorhanden ist.  
 
Die bestehende südlich angrenzende Bebauung besteht vorwiegend aus landwirtschaftli-
chen, gewerblichen und wohnbaulichen Nutzungen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 2: Planungsgebiet, weiß umrandet, unmaßstäblich. 
Quelle: Bayernatlas, Oktober 2024 

 
Das Gelände fällt von Nord nach Süd leicht ab.  
 
Eventuelle Planungsrestriktionen (Quelle: Bayernatlas): 
Schutzgebiete oder gesetzlich geschützte Biotope bzw. Landschaftsbestandteile (§ 30 
Abs. 2 BNatSchG u. Art. 16 BayNatSchG) sind nicht betroffen.  
Biotope sind nicht betroffen. Das nächste Biotop am Krebsbach befindet sich in etwa 500 m 
Entfernung östlich des Planungsgebiets. 
 
FFH-Gebiete sind nicht betroffen. Vogelschutzgebiete oder Naturschutzgebiete sind auch 
im Umfeld nicht vorhanden. 
 

Das Landschaftsschutzgebiet LSG-00399.01 liegt etwa 150 m südlich des Planungsgebie-
tes. Am Rand des LSG bis zum östlichen Siedlungsrand Höfens befinden sich kleinere 
naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen (rund 100 m entfernt). 
 

Aufgrund der Lage des Vorhabens und der Vorbelastung durch die bestehende Bebauung 
(landwirtschaftliche Hallen, Wohngrundstücke) und die bisherige gärtnerische Nutzung auf 
Fl.-Nr. 362/3 werden keine artenschutzrechtlichen Konflikte nach § 44 BNatSchG erwartet. 
 

Das Planungsgebiet zählt aufgrund der Hanglage nicht zu einem Überschwemmungsge-
biet oder zu einer Hochwassergefahrenfläche.  
Auch wassersensible Bereiche sind von der Planung nicht betroffen. Diese verlaufen etwa 
100 m südlich entlang des Bachs. 
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Denkmalgeschützte Objekte, auch Bodendenkmale sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Altlastverdachtsflächen sind nicht bekannt. 
 
 
2.2. Wirksamer Flächennutzungs- und Landschaftsplan (FNP/LP), 
 

Im wirksamen Flächennutzungsplan vom 03.03.2005 ist das Planungsgebiet als ge-
mischte Baufläche (M) dargestellt. Die Fläche ist gestrichelt, als geplant markiert und mit 
grünen Kreisen (Legende: „Ortsrandeingrünung geplanter Baugebiete mit mind. 3-
reihiger Hecke innerhalb der Bauflächen“) eingegrenzt (Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes mit Einarbeitung der Änderungen, Stand: 27.06.2024) 
 

Die südlich angrenzenden Bauflächen (Bestand) sind ebenfalls als gemischte Bauflächen 
(M) im Plan verzeichnet.  
 

Symbolisch sind südlich des Planungsgebietes einige Einzelbäume im Plan als Bestand 
dargestellt.  
 

 

 
Abb. 3: Auszug FNP/LP, Planungsgebiet, dunkelrot gestrichelt umrandet, unmaßstäblich.  
Quelle: Stadt Herzogenaurach, Stand 27.06.2024  
 

 
Im Planungsgebiet ist darüber hinaus im wirksamen Flächennutzungsplan eine Fläche 
umgrenzt, die auf mögliche Nutzungsbeschränkungen bzw. zur Vorkehrung zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen hinweist. Hier sind mögliche Emmissionen aus 
benachbarter landwirtschaftlicher Nutzung (Tierhaltung) gemeint. 
 

Verschiedene andere Einzelsymbole sind für die vorliegende Planung nicht relevant. 
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2.3. Überörtliche Planungsvorgaben 
 
2.3.1. Landes- und Regionalplanung 
Verbindliche Ziele der übergeordneten Raumordnung und Landesplanung zur Beurtei-
lung des Vorhabens enthalten das Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 1. Sep-
tember 2013 sowie der Regionalplan Region Nürnberg. 
 
Das Landesentwicklungsprogramm enthält folgende Vorgaben: 

• Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berück-
sichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

• Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten auszuweisen. 

• In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwick-
lung vorrangig zu nutzen (Innenentwicklung vor Außenentwicklung). 

• Den Anforderungen des Klimaschutzes soll durch die Reduzierung des Energie-
verbrauchs, der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien sowie die Schaffung 
natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendioxid und andere Treibhausgase 
Rechnung getragen werden. 

 
 
2.3.2. Regionalplan Region Nürnberg (7) 
Laut Regionalplan befindet sich Herzo-
genaurach im Stadt- und Umlandbereich 
des großen Verdichtungsraumes Nürnberg 
/ Fürth / Erlangen. Der Regionalplan trifft in 
Bezug auf das geplante Vorhaben folgende 
Aussagen: 

• Herzogenaurach ist ein Mittelzentrum mit 
dem überfachlichen Ziel, Entwicklungs-
impulse für seinen gesamten Verflech-
tungsbereich zu geben. 

• Weiterhin liegt Herzogenaurach an der 
Entwicklungsachse von regionaler Be-
deutung Erlangen – Herzogenaurach. In-
nerhalb dieser Achsen soll eine weitere 
Verdichtung von Wohn- und Arbeits-
stätten angestrebt und der ÖPNV verbessert werden. 

• Es ist anzustreben, dass die Land- und Forstwirtschaft auch im Stadt- und Umlandbe-
reich im großen Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen sowie im Bereich der au-
ßerhalb davon gelegenen Unter- und Mittelzentren erhalten bleibt 

• Die Sicherung von Betriebs- bzw. Aussiedlungsstandorten für entwicklungsfähige land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe in der Bauleitplanung ist von besonderer Bedeutung.   

Der Entwurf der Einbeziehungssatzung „Höfen Nord“ ist mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung vereinbar.  
 
  

Abb. 4: Ausschnitt Regionalplan - Zentrale 
Orte 
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3. Rechtliche Voraussetzungen nach § 34 (4) Nr. 3 BauGB 
 

Gemäß § 34 Abs. 5 BauGB sind die Voraussetzungen zur Aufstellung (oder Änderung) 
von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB, dass 
 

a) sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar sind, 

b) die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) nach Anlage 1 zum Gesetz (BauGB) über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird und 

c) keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter bestehen. 

 

zu a) geordnete städtebauliche Entwicklung:  
Die Vereinbarkeit mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung (§ 34 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 1 BauGB) ist insbesondere dadurch gegeben, dass sich die neue Satzung an den Flä-
chennutzungsplan-Darstellungen bzw. dem aktuellen baulichen Bestand orientiert und da-
mit die geordnete städtebauliche Entwicklung ermöglicht und sie durch die vorgegebenen 
planungsrechtlichen Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung weiter konkretisiert und 
entwickelt. Eine jetzt geplante Erweiterung des Ortes entspricht dem Charakter einer orts-
abrundenden Bebauung am Ortsrand eines Ortsteils im ländlich geprägten Gebiet. Die 
gemischte bauliche Nutzung der umliegenden Gebäude wird durch gewerblich, landwirt-
schaftlich und wohnbaulich genutzte Gebäudestrukturen geprägt. Die umliegenden Haupt-
gebäudehöhen liegen für die vorhandenen Einzelnutzungen im gemischten Gebiet zwi-
schen 9 und 12 m über dem vorhandenen Gelände.  
 

Eine künftige Bebauung, die sich an der Art und dem Maß der vorhandenen Gebäude 
orientiert und sich dessen annähert, fügt sich in das Orts- und Landschaftsbild entspre-
chend ein. Mit den ergänzend aufgenommenen Eingrünungsmaßnahmen des Planbe-
reichs wird neben der internen Durchgrünung auch der Übergang in die freie Landschaft 
neu festgelegt und entsprechend aufgewertet. Die weiter im FNP dargestellten Ortsrand-
eingrünungen sind nicht im Umgriff dieser Einbeziehungssatzung, können jedoch unab-
hängig von dieser Einbeziehungssatzung im Sinne einer durchgehenden Ortsrandeingrü-
nung zu einem späteren Zeitpunkt umgesetzt werden, sollte ein Zugriff auf die entspre-
chenden Grundstücke bestehen.  
 

zu b) Umweltverträglichkeitsprüfung UVP:  
Durch die Planung wird die Art der angrenzenden baulichen Nutzungen fortgeführt (Ge-
mengelage, wie sie in einem Dorf üblich ist), also nicht verändert oder gestört. In einer 
gemischten Baufläche sind keine Nutzungen zulässig, die eine UVP begründen könnten. 
 

zu c) Umweltschutz, Naturschutz, Landschaftspflege:  
Aufgrund der bisherigen Nutzung als rückwärtiges Hofgrundstücke bzw. Gartenfläche 
konnten sich im Plangebiet keine schützenswerten Tierbestände entwickeln. Umweltbezo-
gene Auswirkungen auf den Menschen sind durch eine Lagerhalle und ein Wohnhaus mit 
einem Nebengebäude nicht zu erwarten. Kulturgüter sind von der geplanten Nutzung nicht 
betroffen. 
 

Fazit: Die Anwendungsvoraussetzungen für eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
BauGB sind für die vorliegende Planung gegeben. Für die Einbeziehungssatzung ist das 
vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB anzuwenden. Gemäß § 34 Abs. 6 i. V. m. § 13 
Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange eine Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und eine 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
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4. Planung 
 

4.1. Plandarstellung 
Die Einbeziehungssatzung definiert mit dem Geltungsbereich die in den Zusammenhang 
einzubeziehende Fläche mit einigen zusätzlichen Eintragungen: 
 

- Nutzungsschablone ohne Festsetzung eines Baugebietstyps (Bebauung gem. § 34 
BauGB), Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe die sich auf einen Höhenfest-
punkt über NHN bezieht, um die Gebäudedimension zu begrenzen, Grundflächen-
zahl (0,5/0,6), Geschoßflächenzahl (0,8/1,0) und Bauweise (offene Bauweise). 

- Darstellung von Baugrenzen zur Regelung der bebaubaren Flächen. 
- Eine Dachform oder -neigung wird nicht festgesetzt. Die Dächer der geplanten Ge-

bäude sollen sich am umliegenden Bestand orientieren, der von geneigten Dach-
formen geprägt wird.  

- Ortsrandeingrünung entlang der West- und Nordseite, sowie ergänzende Vorgaben 
zum Erhalt bestehender Gehölze, um den Vorgaben des FNP/LP nachzukommen. 

- Die Zufahrt ist als private Verkehrsfläche festgesetzt. Diese ist an die öffentliche 
Straße Brunnenweg angebunden.  

 

Die einbezogenen Flächen sind im wirksamen Flächennutzungsplan als gemischte Bau-
flächen dargestellt und durch die vorhandenen angrenzenden Nutzungen (z.B. Lagerge-
bäude, landwirtschaftliche Hofstellen, Wohnhäuser) gemischt vorgeprägt, so dass eine 
Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB aufgestellt werden kann. 
 
 
4.2. Ergänzende Festsetzungen und Hinweise in der Einbeziehungssatzung 
 

Einbeziehungssatzungen sind keine Bebauungspläne und sollten nicht mit zu vielen re-
gelnden Details überfrachtet werden. Es gelten auch ohne explizite Festsetzung die Ab-
standsregelungen der Bayerische Bauordnung (BayBO). 
 

Die Nutzungsschablone regelt wie oben beschrieben die maximale Gebäudehöhe, die 
Grundflächenzahl, um das Grundstück gut ausnutzen zu können, aber um auch ausrei-
chend Grünflächen zu belassen, die Geschoßflächenzahl und die Bauweise.  
 

Darüber hinaus gibt es einige textliche Festsetzungen: 
Die Festsetzung Nr. 1 stellt klar, dass sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von Bau-
vorhaben nach § 34 BauGB richtet und sich an der umliegenden bestehenden Bebauung 
bzw. Nutzung orientiert.  
 

Die Regelung zur Dacheindeckung unter Nr. 2, legt fest, dass diese in matten, nicht glän-
zenden Materialien zu erfolgen hat und somit dazu beitragen soll, dass sich die neuen 
Gebäude gut einfügen und Blendeffekte in Richtung der Nachbargebäude vermieden wer-
den. Grundsätzlich wird die Errichtung von Solar- oder PV-Anlagen und somit die Nutzung 
von solarer Energie zur Stromproduktion oder Warmwasseraufbereitung empfohlen. Aus 
gestalterischen Gründen soll eine Aufständerung auf Hauptgebäuden nicht erfolgen. 
 

Zur Vermeidung unnötiger Bodenversiegelung und zum Bodenschutz sind Oberflächen 
wasserdurchlässig zu befestigen (Nr. 3). Anfallendes Wasser ist ordnungsgemäß abzulei-
ten. 
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Textliche Hinweise:  
Nr. 1 bezieht sich auf mögliche Drainagen im Erdboden, die in ihrer Funktionsfähigkeit zu 
erhalten sind.  
Nr. 2 bezieht sich auf die Lage in einem landwirtschaftlich geprägten Umfeld. Hierdurch 
wird auf mögliche einwirkende Geruchsimmissionen, die durch betriebsübliche landwirt-
schaftliche Nutzungen in direkter Umgebung entstehen können, hingewiesen. 
 
 
4.3. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von  

Boden, Natur und Landschaft 
 
4.3.1 Eingriffsbilanz  
 
Die Einstufung des Planungsgebietes erfolgt nach dem „Leitfaden Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung” (StLMU 1/2003). Im Plangebiet wird für die Bauflächen eine Grundflächen-
zahl (GRZ) von 0,5 bzw. 0,6 festgesetzt.  
Die Fläche des Geltungsbereichs der Einbeziehungssatzung beträgt ca. 5.360 qm.  
 
Für die Ermittlung des erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleichsbedarfs werden 
die im Außenbereich liegenden Flächen betrachtet, da ein Eingriff auf den Innenbereichs-
flächen auch ohne Aufstellung dieser Einbeziehungssatzung möglich ist. Darüber hinaus 
wird der Flächenanteil der unter Punkt 4.3.3 geplanten Ortsrandeingrünungsmaßnahmen 
nicht als interne Ausgleichsmaßnahme mit berechnet. Die Grundfläche für die Eingriffsbi-
lanz wird jedoch entsprechend in Abzug gebracht, da auf diesen Flächen gemäß der Sat-
zung kein Eingriff, sondern eine entsprechende ökologische Aufwertung vorgesehen ist.  
 
 
Die Berechnung der Ausgleichsflächen lässt sich wie folgt zusammenfassen: 
 
Einstufung des Planungsgebietes vor der Bebauung 
 
1) Kategorie I unten 577 qm Teilversiegelte Flächen (Schotterweg) 
2) Kategorie I oben 2.455 qm Intensivgrünland 
3) Kategorie II unten: 1.153 qm Strukturreiche Gärten 
4) Kein Eingriff 325 qm Geplantes Ortsrandgrün (Aufwertung) 
5) Kein Eingriff 850 qm Innenbereich 
 
Die Bilanzfläche für die Eingriffsbewertung beträgt insgesamt 4.185 qm 
 
Einstufung des Planungsgebiets entsprechend der Planung 
 
1) Typ A / Feld A I 
festgesetzte GRZ: > 0,35 Bilanzfläche 577 qm 
0,3 – 0,6  
Angesetzter Kompensationsfaktor: 0,3 
 
2) Typ A / Feld A I 
festgesetzte GRZ: > 0,35 Bilanzfläche 2.455 qm 
0,3 – 0,6 
Angesetzter Kompensationsfaktor: 0,4 
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3) Typ A / Feld A II 
festgesetzte GRZ: > 0,35 Bilanzfläche 1.153 qm 
0,8 – 1,0 
Angesetzter Kompensationsfaktor: 0,8 
 
Berechnung Ausgleichsbedarf 
 
1) 577 qm x 0,3  =   173 qm 
2) 2.455 qm x 0,4 = 982 qm 
3) 1.153 qm x 0,8 =   922 qm 
 
Der Ausgleichsbedarf beträgt insgesamt 2.077 qm. 
 

 
Abb. 5: Übersicht Bilanz (unmaßstäblich) 

 
 
4.3.2 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen und Zuordnungsfestsetzung 

nach § 9 Abs. 1a BauGB 
 
Der Gesamtumfang des Ausgleichsbedarfs beträgt 2.077 m². 
Die Ausgleichsmaßnahme wird dem Grundstück Fl.Nr. 476, Gemarkung Zweifelsheim, 
zugeordnet. 
 
Lage und Fläche 
Die Maßnahme liegt außerhalb des Geltungsbereichs der Einbeziehungssatzung (Ex-
terne Ausgleichsmaßnahme) südlich des Ortsteiles Höfen der Stadt Herzogenaurach. 
Der Flächenumfang beträgt 2.137 m². Die Sicherung der Ausgleichsfläche erfolgt durch 
den Grundstückseigentümer als Grunddienstbarkeit (dauerhaft beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit) zu Gunsten der Stadt Herzogenaurach. Die Reallast erfolgt auf eine Dauer 
von 25 Jahren. 
 
Ausgangszustand 
Die Einstufung des Ausgangszustands erfolgt in Kategorie I oben (mäßig artenreiche, in-
tensiv genutzte Grünlandflächen). Die Einstufung der Maßnahme erfolgt in Kategorie II 
oben (Hecke, Obstbaumreihe, artenreiches, extensiv genutztes Grünland). 
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Maßnahmen  

• extensive Bewirtschaftung der Flächen (keine Düngung, Mahd 2 x pro Jahr, Anfang 
Juli und Anfang Oktober, Abtransport des Mahdgutes. 

• Anpflanzung von 5 Obstbäumen (regionale Obstsorten, Hochstamm mind. 14-16 cm 
Stammumfang), Pfahlsicherung der gepflanzten Obstbäume. 

• Pflege: Die erforderlichen Erziehungs- und Pflegeschnitte sind je nach Bedarf durch-
zuführen. Die ersten 5 Jahre ist ein fachgerechter Erziehungsschnitt durchzuführen. 

• Anpflanzung eines 8-10 m breiten Heckenstreifens aus standortheim. Wildsträuchern 

o Arten: Feldahorn, Hasel, Schlehe, Weißdorn, Wildrose 

o Herkunftsregion: 5.1 Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und 
Mittelfränkisches Becken 

o Pflanzgröße mind. Strauch, zweimal verpflanzt, ohne Ballen 60-100 cm 

o Anzahl: 220 Stück; Arten in Gruppen von 5-9 Pflanzen, Pflanzabstand 1 m, 6 Rei-
hen versetzt. 

o Pflege: Zäunung der Pflanzung in der Anwachsphase, bei Bedarf abschnittsweiser 
Rückschnitt alle 10 Jahre außerhalb der Vogelbrutzeit 

o Am östlichen Rand der Hecke ist ein Abstand der ersten Strauchreihe von 4 m zur 
Grundstücksgrenze einzuhalten. 

 

 
Abb. 6: Übersicht unmaßstäblich (Quelle: Bayernatlas plus) 

 

 

 Einbeziehungssatzung Höfen Nord  Lage Ausgleichsfläche 
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Abb. 7: Ausgleichsfläche unmaßstäblich (Quelle: Bayernatlas plus) 

 
 

4.3.3 Grünordnerische Festsetzungen im Plangebiet (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB) 

 

Pflanzgebot für Bäume ohne Standortbindung im Bereich der Privatgrundstücke 

Zur grünordnerischen Gliederung des Baugebietes besteht je Baugrundstück ein Pflanz-
gebot für zwei klein- bis mittelkronige, standortheimische Laubbäume oder Obstbäume 
entsprechend der Pflanz- und Artenliste der Stadt Herzogenaurach. Mindestqualität: 
Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm. 

Pflanzgebot für die Anpflanzung einer Hecke zur Ortsrandeingrünung 

Anpflanzung von 8 Obstbäumen (regionale Obstsorten, Hochstamm mind. 14-16 cm 
Stammumfang), Pfahlsicherung der gepflanzten Obstbäume. 

Anlage einer ein- bis zweireihigen Hecke aus autochthonen Wildsträuchern (Feldahorn, 
Hasel, Kreuzdorn, Liguster, Roter Hartriegel, Schlehe, Weißdorn, Wildrose; Herkunftsre-
gion 12 "Fränkisches Hügelland") in Abschnitten zwischen den Obstbaumpflanzungen. 
Anzahl Pflanzen ca. 150 Sträucher. Pflanzgröße mind. Strauch, zweimal verpflanzt, ohne 
Ballen 60-100 cm. Arten in Gruppen von 5-9 Pflanzen, Pflanzabstand 1 m, Reihen ver-
setzt. Schutzmaßnahmen gegen Wildverbiss in der Anwuchsphase. Die Anlage der ein- 
bis zweireihigen Heckenelementen wird aufgrund der Tiefe des Pflanzstreifens und der 
relativ kleinen Abschnitte zwischen den anzupflanzenden Obstbäumen als ausreichend 
erachtet. Hier wird einerseits dem Gestaltungsanspruch am Ortsrand entsprochen und 
gleichzeitig den Einzelbäumen genügend Entwicklungsspielraum eingeräumt.  
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Erhaltungsgebot für bestehende Gehölze 

Die an der Nordseite des Flurstücks 362/3 vorhanden Gehölze (Obstbäume, Sträucher) 
sind zur Gewährleistung einer Gebietseingrünung zu erhalten. Die Erhaltung und Ent-
wicklung der bestehenden Gehölze vervollständigen das westlich angrenzend vorgese-
hene Pflanzgebot zu einer zusammenhängenden nördlichen Ortsrandeingrünung des 
Plangebiets und schaffen somit einen verträglichen Übergang in die freie Landschaft. 
 
 
5. Erschließung, Versorgung 
 

Die Zufahrt zum geplanten Gebiet erfolgt über eine verkehrliche Anbindung an den Brun-
nenweg, der weiter westlich in die Kreisstraße mündet.  
 

Für die spätere Genehmigungsfähigkeit der geplanten Lagerhalle müssen die Grundstü-
cke zusammengelegt werden, so dass eine direkte Anbindung an den Brunnenweg be-
steht. Die verkehrliche Anbindung der vorhandenen und geplanten Wohngebäude erfolgt 
über entsprechende grundbuchliche Sicherungen.  
 
Da die Wendemöglichkeit am Ende der privaten Verkehrsfläche nicht den Anforderungen 
der Abfallentsorgung durch das Landratsamt Erlangen-Höchstadt entspricht, wird darauf 
verwiesen, dass die Mülltonnen am Leerungstag zur nächstgelegenen öffentlichen Ver-
kehrsfläche, dem Brunnenweg gebracht und zeitnah nach der Leerung durch die Anlieger 
wieder auf die privaten Grundstücksflächen zurücktransportiert werden müssen. 
 
Schmutzwasser kann in den städtischen Schmutzwasserkanal im Brunnenweg eingeleitet 
werden.  
 
Unbelastetes Niederschlagswasser/Oberflächenwasser soll möglichst ortsnah versickert, 
verrieselt bzw. wenn erforderlich entsprechend gedrosselt und mit entsprechenden Rück-
haltemaßnahmen in den vorhandenen Regenwasserkanal (Trennsystem) im Brunnenweg 
eingeleitet werden. Eine direkte oder gedrosselte Einleitung in ein Gewässer ist hier nicht 
möglich, da keine Einleitungsmöglichkeiten in direkter Umgebung vorhanden sind.   
Die entsprechenden Entwässerungsnachweise erfolgen auf der Ebene der Baueingabe-
planung. 
 
Die Anbindungen zur Versorgung der Grundstücke mit Strom, Gas, Wasser und sonstige 
Medien an das Versorgungsnetz des Ortsteils erfolgen ebenfalls im Rahmen der jeweiligen 
Baugenehmigungsplanungen bzw. im Vorgriff darauf.  
 
Für die Bereitstellung von Löschwasser ist die Errichtung weiterer Hydranten erforderlich, 
über welche der Grundschutz gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 bereitgestellt werden 
kann. 
 
Auf die Einhaltung von ausreichend Abstand von Bäumen zu unterirdischen Leitungen wird 
verwiesen. Informationen können entsprechenden Merkblättern z.B. dem „Merkblatt über 
Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013 entnommen werden. 
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6. Hinweise 
 

Amtliche Grundwasserstände sind nicht bekannt. Wird bei der Erschließung oder Bebau-
ung Grundwasser angeschnitten, so ist bereits für eine vorübergehende Ableitung eine 
wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.  
Den Bauwerbern wird empfohlen ein Baugrundgutachten zu erstellen.  
 

Auf eventuell erforderliche wasserrechtliche Erlaubnisse wird hingewiesen. 
Sollten Drainagen vorhanden sein, sind diese schadlos umzubinden (vgl. Hinweis IV.1). 
 

Im Hinblick auf zunehmende Starkregenereignisse sollten Hausöffnungen (Kellerschächte 
und Hauseingänge) immer etwas erhöht über Gelände- bzw. Erschließungsniveau vorge-
sehen werden und wenn Keller gebaut werden, sollten diese als dichte Wannen ausgebil-
det werden. 
 
Es liegen keine Hinweise für das Bestehen von Altlasten im Geltungsbereich vor. Sollten 
bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-
stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unver-
züglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichti-
gen. 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem landwirtschaftlich geprägten Umfeld. Aus diesem 
Grund wird auf einwirkende Geruchsimmissionen, die durch betriebsübliche landwirt-
schaftliche Nutzungen in direkter Umgebung entstehen können, hingewiesen. 
 
 
7. Städtebauliche Maßzahlen (gerundete Angaben): 
 

Gesamtfläche im Geltungsbereich 5.360 m² 
 
 
 
Endfassung 21.10.2025 
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